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SCHUTZ KRITISCHER INFRASTRUKTUR 
WIE PRIVATE KAPITALINTERESSEN UNSERE 
KRITISCHE INFRASTRUKTUR UNTERWANDERN
In den letzten Jahren haben internationale Konzerne und Finanzinvestoren immer mehr Bereiche der 
sozialen Infrastruktur vereinnahmt. In Österreich geht diese Entwicklung bislang vor allem schlei-
chend voran. Ihre profitmaximierenden Geschäftsmodelle – u.a. Gewinnabschöpfung, Steuervermei-
dung, „cherry-picking“ bzw. gewinnbringende Risikoauslese – gefährden das Gemeinwohl und die 
Stabilität von Wirtschaft und Gesellschaft. Deshalb müssen Schutzvorkehrungen verstärkt werden.

Der Versorgungsbedarf in der Pflege, der 

Gesundheit sowie im Wohnungswesen 

steigt. Damit gerät diese kritische Infra-

struktur ins Visier profitorientierter Investo-

ren. Dass sie in die überwiegend öffentlich 

getragenen Bereiche drängen, sollte unsere 

Skepsis wecken. Denn ihre Geschäftsmo-

delle bergen erhebliche Risiken und Neben-

wirkungen – vor allem für die Beschäftigten 

und jene, die auf diese lebensnotwendigen 

Dienstleistungen angewiesen sind.

Shareholder: Interesse an Profit, 
nicht am Gemeinwohl

Während viele ihren Alltag immer schwe-

rer bestreiten können, wittern andere das 

große Geschäft mit Wohnen, Gesundheit 

und Pflege: In den letzten Jahren sind bör-

sennotierte Konzerne wie Vonovia (Wohnen), 

Fresenius (Gesundheit) oder Orpea (Pflege) 

sowie Finanzinvestoren (z.B. Private Equity 

Fonds, Pensionsfonds, Versicherungen) 

in Bereichen der kritischen sozialen Infra-

struktur im Vormarsch.1 Sie versprechen 

sich dadurch stabile Renditen bei einem 

weitgehend von der öffentlichen Hand 

gestützten, risikolosen Geschäft. Dabei 

veranlagen sie privates Kapital über unter-

schiedliche Wege u.a. in der Errichtung und 

dem Betrieb von Pflegeheimen, Facharzt-

praxen, Medizinischen Versorgungszentren 

sowie Studierendenheimen und im sozia-

len Wohnbau. Statt auf die Steigerung des 

Gemeinwohls zielen ihre Geschäftsmodelle 

auf die Maximierung des sogenannten 

„Shareholder-Values“: Vorrangiges Ziel ist 

es, das Kapital der Investoren zu vermeh-

ren. Besonders deutlich zeigt sich das in 

der stationären Altenpflege: Hier haben die 

25 größten shareholderorientierten Inves-

toren ihre Bettenkapazität in Europa seit 

2017 um mehr als ein Fünftel auf geschätzt 

455.000 Betten erhöht.2 

Rückzug der öffentlichen Hand

Dieses Vordringen von privaten Sharehol-

derinteressen erfolgte parallel zum Rück-

zug der öffentlichen Hand aus diesen (über)

lebensnotwendigen Versorgungsbereichen. 

Österreich ist von einer neoliberalen De-

montage der kritischen Bereiche der Da-

seins- und Krisenvorsorge wie in anderen 

Ländern bisher vergleichsweise verschont 

geblieben. Gleichzeitig schreiten diese Ent-

wicklungen aber schleichend voran. Exemp-

larisch zeigt sich dies im Vergleich mit Eng-

land, wo seit den 1980er Jahren sämtliche 

Regierungen – in unterschiedlichen Konstel-

lationen – künstlich Märkte konstruiert und 

damit gewinnorientierten Akteuren den Tep-

pich ausgerollt haben.

Von zwei Drittel auf knapp 4 Prozent: So 

stark ist in England der Anteil öffentli-

cher Betten in der stationären Altenpflege 

seit den 1980er Jahren gefallen. Auch in 
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Österreich ist er, wenngleich in geringe-

rem Ausmaß, gesunken: von mehr als drei 

Viertel Mitte der 1980er Jahre auf weniger 

als die Hälfte. Im Bereich der englischen 

Wohnraumversorgung schrumpfte der An-

teil öffentlicher Wohnungen von mehr als  

30 Prozent zu Beginn der 1980er Jahre auf  

6 Prozent im Jahr 2020. Im Unterschied 

dazu blieb der Anteil öffentlicher Wohnungs-

bestände in Österreich bei rund 22 Prozent 

stabil. Im Gesundheitsbereich ist der Anteil 

der öffentlichen Spitalsbetten in Österreich 

von rund drei Viertel Ende der 1980er Jahre 

auf etwa zwei Drittel gesunken. In England 

gibt es keine offiziellen, nach Trägern diffe-

renzierten Angaben zur Entwicklung der Spi-

talsbetten. Allerdings weisen verschiedenen 

Studien und Berichte auf die zunehmende 

Bedeutung von unterschiedlichen Beteili-

gungen (z.B. Outsourcing, Public Private 

Partnerships) gewinnorientierter Investoren 

am steuerfinanzierten NHS hin. 

Politik rollte den Teppich aus

Diese Entwicklungen fallen nicht vom Him-

mel. Im Zuge neoliberaler „Reformen“ wur-

den seit den 1980er Jahren Wirtschaft, Staat 

und Gesellschaft zunehmend marktorien-

tiert umstrukturiert. Als Teil eines größeren 

ideologischen Programms war manches da-

von geplant und offensichtlich. Dazu gehört 

die staatlich subventionierte Wohnungspri-

vatisierung an frühere Mieter:nnen unter der 

konservativen britischen Premierministerin 

Thatcher zu Beginn der 1980er Jahre. Ein 

anderes Beispiel sind die Spitalsprivatisie-

rungen unter Rot-Grün in Deutschland um 

die Jahrtausendwende. 

Andere politische Maßnahmen wirkten eher 

schleichend, etwa die Unterfinanzierung 

kommunaler Pflege in England, die Ab-

schaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit 

in Deutschland oder die Mietrechtsliberali-

sierungen in Österreich. Manchmal öffneten 

sich „Gelegenheitsfenster“ für gewinnorien-

tierte Investoren auch dort, wo die Politik 

dies gar nicht explizit beabsichtigt hatte. So 

etwa im Rahmen der Medizinischen Versor-

gungszentren, die in den vergangenen Jah-

ren zum Einfallstor für Private Equity Inves-

toren in Deutschland wurden.

2020er-Jahre

1980er-Jahre

Wohnungen und Pflegebetten: Anteil der  
öffentlichen Hand in England und Österreich im Vergleich
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Quelle: L. Plank et al. (2023), eigene Darstellung
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Die Risiken für das Gemeinwohl 

Mit dem Ausbreiten von shareholderorien-

tierten Investoren halten auch deren Strate-

gien und Geschäftsmodelle Einzug. Ihre oft 

wertextraktiven Geschäftsmodelle, die re-

gelmäßig Gewinnabschöpfung, Steuerver-

meidung und „cherry-picking“ beinhalten, 

bergen aus Sicht einer gemeinwohlorientier-

ten Risikobewertung zahlreiche Gefahren. 

Sie reichen von einem Mangel an leistbaren 

Angeboten über erhöhte Preisen hin zu feh-

lender Transparenz und Kontrolle. Auch die 

höhere Krisenanfälligkeit, die Gefahr einer 

schlechteren Versorgungsqualität bzw. von 

schlechteren Arbeitsbedingungen werden 

in den üblichen Diskursen gerne übersehen.

Was droht in der Praxis, wenn shareholder-

orientierte Geschäftsmodelle die kritische 

sozialen Infrastruktur unterwandern? Das 

zeigen die bisherigen Erfahrungen:

 n Ungleicher Zugang und Leistbarkeit: 
Gesundheit und Pflege sollten universell 

zugänglich, leistbar und qualitätsvoll 

sein. Das halten auch die europäischen 

Verträge fest. Shareholder-Geschäfts-

modelle erhöhen hingegen das Risiko 

eines ungleichen Zugangs. Außerdem 

besteht die Gefahr einer räumlichen 

Konzentration gewinnträchtiger Dienst-

leistungen in einkommensstarken 

Regionen, während strukturschwache 

Gebiete unterversorgt werden. Ein aktu-

elles Beispiel für dieses „cherry-picking“ 

sind die von Finanzinvestoren geführten 

Medizinische Versorgungszentren (MVZ) 

in Deutschland. Eine aktuelle Unter-

suchung zeigt, dass die investorenge-

führten zahnmedizinischen MVZs sich 

ausgerechnet in einkommensstarken 

Regionen ansiedeln, wo die Zahnarzt-

dichte ohnehin bereits hoch ist.3 
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Die Politik hat derzeit mit vielen gro-
ßen Herausforderungen gleichzeitig  
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welche Probleme liegen in den offizi-
ellen Krisenantworten? Mit Beiträgen 
von Annamaria Simonazzi, Marica 
Frangakis u. a.

HEFT 2: 
Sozialstaat Österreich:  
Im Umbruch?

In den verschiedenen Feldern staatli-
cher Sozialpolitik wurde in weitrei-
chender Form auf die krisenhaften 
Entwicklungen der letzten Jahre (Pan-
demie, Energiekrise, Inflation usw.) 
reagiert. Was bedeutet das perspekti-
visch für die Zukunft des österreichi-
schen Wohlfahrtsstaates? Überwiegt 
Kontinuität oder Wandel – oder 
kommt es gar zu  radikalen Brüchen?  
Mit Beiträgen von Emmerich Tálos, 
Bettina Leibetseder u. a.

 

HEFT 3: 
Zwischen Deglobalisierung 
und Geoökonomie

Die Vielfachkrise erschüttert die 
Weltwirtschaft und macht bisherige 
Globalisierungspolitik zum Auslauf-
modell. Wie wirken sich die ver-
schärften Konflikte um geostrategi-
sche Interessen und neue außenwirt-
schaftliche Prioritäten aus? Wohin 
führen die Rufe nach mehr Versor-
gungssicherheit, Resilienz oder auch 
strategischer Autonomie? Welche 
Räume eröffnen sie für Alternativen? 
Mit Beiträgen von Joachim Becker, 
Miriam Frauenlob, Oliver Prausmül-
ler u. a.

HEFT 4: 
Feministische Ökonomie – 
progressive Krisenantworten?

Neben einer Standortbestimmung der 
Feministischen Ökonomie in Öster-
reich und darüber hinaus, werden die 
aktuellen Krisen aus einem feministi-
schen Blickwinkel diskutiert. Welche 
ökonomischen Auswirkungen haben 
diese Krisen auf  Frauen bzw. die Ge-
schlechterverhältnisse? Und welche 
Maßnahmen und welches strukturelle 
Umdenken sind nun (mehr denn je) 
notwendig?
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 n Mehr statt weniger Kosten: Private  

arbeiten effizienter und sparsamer? Nicht 

in der kritischen sozialen Infrastruktur. 

Mehr als ein Viertel der Einnahmen 

fließen bei großen internationalen Pflege-

konzernen wie Orpea oder Private Equity 

geführten Pflegeketten als leistungsloses 

Einkommen an Kapitalgeber bzw. Eigentü-

mer von Pflegeheimen.4 Möglich wird das 

durch sogenanntes Financial Engineering 

(z.B. überhöhte Miet- oder Kreditzahlun-

gen) und die Nutzung von Steuersümpfen 

und Schattenfinanzplätzen. Letztere spie-

len auch bei „Public Private Partnerships“ 

von Spitälern in England eine wesentliche 

Rolle. Hier entpuppte sich die kurzfristige 

Entlastung der öffentlichen Haushalte 

als langfristig teures Unterfangen, aus 

dem global orientierte Infrastrukturfonds 

Kapital schlagen.5 

 n Fehlende Transparenz und Kontrolle: 
Die wertextraktiven Geschäftsmodellen 

funktionieren mit komplexen, transnati-

onalen Unternehmensstrukturen. Diese 

stellen ein Transparenz- und Kontrollrisiko 

dar. Gerät ein Unternehmen in Schieflage, 

wird das nur beschränkt oder zu spät für 

die öffentliche Hand sichtbar. Das gefähr-

det die stabile, alltägliche Leistungser-

bringung, wie etwa bei den Insolvenzen 

großer Pflegeketten in England. 

Was in Österreich zu tun ist

Um Entwicklungen wie in England oder teil-

weise auch Deutschland zu verhindern und 

die Gemeinwohlorientierung der kritischen 

sozialen Infrastruktur sicherzustellen, soll-

ten bestehenden Instrumente in Österreich 

angepasst und erweitert werden. Dazu zäh-

len insbesondere:

 èGemeinnützigkeit stärken: Die beste-

henden Regelungen zur Gemeinnützig-

keit etwa in der Pflege haben Verbes-

serungsbedarf und könnten nach dem 

Vorbild der Wohnungsgemeinnützigkeit 

mit ihren Prinzipien (Vermögensbindung, 

Kostendeckung, Gewinnbeschränkung) 

umfassender geschützt werden.6 

 èShareholderinteressen zurückdrängen/
Investoren abwehren: Ähnlich wie bei der 

Regelung von Primärversorgungszentren, 

wo Finanzinvestoren vorausschauend 

ferngehalten wurden, könnte man auch 

für andere Bereiche einen Schutzschirm 

überlegen. Im Wohnungsbereich steigt 

die Zahl von Moratorien und Abwehr-

maßnahmen gegenüber ausländischen 

Investoren7 und in der Stadt Berlin wird an 

der rechtsstaatskonformen Enteignung 

großer Wohnungskonzerne gearbeitet.8 

 è Investitionskontrolle mit Biss/Ausbau 
von Investmentscreenings: Das beste-

hende, stark auf geopolitische Sicher-

heitsrisiken ausgerichtete Investment-

screening sollte zusätzlich Risiken für das 

Gemeinwohl einbeziehen. Anknüpfungs-

punkte dazu liegen etwa im Kanadischen 

Investment Screening, wo der werbende 

Investor den Netto-Nutzen seiner Investi-

tion für Kanada darlegen muss.9 

 è Investitionsoffensive durch die öffentli­
che Hand: Die Erneuerung und Weiterent-

wicklung des Immobilienbestands durch 

gemeinwohlorientierte Akteure würde 

den risikoreichen, schuldenfinanzierten 

Expansionsstrategien von gewinnorien-

tierten Investoren das Wasser abgraben. 

Gleichzeitig hat die öffentliche Hand bes-

sere Konditionen auf den Kapitalmärkten 

und kann entsprechend günstiger 

bauen. Schließlich könnte der öffentliche 

Sektor auch wieder selbst stärker direkt 

als Dienstleister in Erscheinung treten. 

In Österreich 
muss unter 

anderem die 
Gemeinnüt­
zigkeit bei 

Pflegedienst­
leistungen 

verbessert wer­
den, Sharehol­
derinteressen 

zurückgedrängt 
und Investitio­
nen der öffent­

lichen Hand ge­
stärkt werden.
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Beispielsweise indem die ÖGK den not-

wendigen Ausbau der Primärversorgung 

in die Hand nimmt oder die Gemeinden 

gemeinsam mit anderen die Kommuna-

lisierung von Pflegeheimen wie zuletzt in 

Norwegen oder Südkorea vorantreiben.10

Vier Schritte von der Shareholder- 
zur Gemeinwohlorientierung

Um Entwicklungen wie in England oder teil-

weise auch in Deutschland zu verhindern 

und eine gemeinwohlorientierte Bereitstel-

lung sicherzustellen, sollten bestehende In-

strumente in Österreich angepasst und er-

weitert werden. Dazu zählen insbesondere:

 èGemeinnützigkeit stärken
 èProfitinteressen zurückdrängen
 è Investitionskontrolle mit Biss
 è Investitionsoffensive durch die  
öffentliche Hand

Die zahlreichen Herausforderungen des  

21. Jahrhunderts kann nur ein widerstands-

fähiger Sozialstaat bewältigen.11 Die öffentli-

che Hand muss wieder mehr Verantwortung 

für die Bereitstellung, Finanzierung und Re-

gulierung der kritischen (sozialen) Infrastruk-

tur übernehmen, statt wie in der Vergangen-

heit die Verantwortung abzuschieben und 

Kosten abzuwälzen. Ansonsten droht eine 

Fortsetzung der Bereicherung aus öffent-

lich gespeisten Systemen, die vorrangig auf 

dem Rücken der Leistungsträgerinnen des 

Alltagslebens stattfindet.12

Leonhard Plank, Senior Scientist am  
Forschungsbereich Finanzwissenschaft und 

Infrastrukturpolitik an der TU Wien,
leonhard.plank@tuwien.ac.at

  
Hans Volmary, Projektmitarbeiter am Institut  
für Multilevel Governance and Development  

an der Wirtschaftsuniversität Wien
hans.volmary@wu.ac.at

 Manfred Krenn, Arbeitssoziologe,  
Senior Reseacher bei der Forschungs- und 

Beratungsstelle Arbeitswelt (FORBA),
krenn@diskurs-wissenschaftsnetz.at

Dieser Text wurde im Arbeit & Wirtschaft-Blog am  
23. März 2023 erstveröffentlicht.13

1 Vgl. A&W-Blog Goldene Zeiten fürs Geschäft mit kritischer sozialer Infrastruktur? - A&W (awblog.at), abgerufen am 19. Mai 2023.
2 Vgl. Investigate Europe, Graues Gold — Das Milliarden-Geschäft mit der Altenpflege (investigate-europe.eu), abgerufen am 19. Mai 

2023.
3 Vgl. IGES Institut, https://www.kzbv.de/gutachten-z-mvz-iges-2020-10-web.download.60f6a51d58a8778fab5ff3e9a52a452c.pdf, abge-

rufen am 19. Mai 2023. 
4 Vgl. Statistics in biology (lancs.ac.uk), abgerufen am 19. Mai 2023.
5 Vgl. European Strategy Services Unit, Microsoft Word - Financial commodification public infrastructure.docx (european-services-strate-

gy.org.uk), abgerufen am 19. Mai 2023.
6 Vgl. Der Standard, Gemeinnütziger Wohnbau: In Intelligenz investieren statt wertvolle Substanz abreißen - Debatten - derStandard.at › 

Diskurs, abgerufen am 19. Mai 2023.
7 Vgl. The New York Times, Do You Want to Buy a House in Canada? Not So Fast. - The New York Times (nytimes.com), abgerufen am 

19. Mai 2023.
8 Vgl. Deutsche Wohnen & Co Enteignen - Startseite (dwenteignen.de), abgerufen am 19. Mai 2023.
9 Vgl. Investment Canada Act, abgerufen am 19. Mai 2023.
10 Vgl. Municipalisation of Care Service Providers in South Korea - PSI - The global union federation of workers in public services, abge-

rufen am 19. Mai 2023.
11 Vgl. So muss Sozialstaat | Arbeiterkammer Wien, abgerufen am 19. Mai 2023.
12 Vgl. Die LeistungsträgerInnen des Alltagslebens aufwerten - A&W-Blog (awblog.at), abgerufen am 19. Mai 2023.
13 Vgl. Privatisierung kritischer Infrastruktur - Arbeit&Wirtschaft Blog (awblog.at), abgerufen am 19. Mai 2023.
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EditoriAl 

Seit nunmehr vier Monaten begleiten uns die hässlichen Bilder über das 
unfassbare Leid, das Wladimir Putins Armee über die ukrainische Be-
völkerung bringt. Die Welt ist seither eine andere geworden und ein Ende 

des Krieges ist derzeit nicht absehbar. Sichtbar geworden sind allerdings 

massive Verwerfungen in der Weltwirtschaft, die der Krieg mit sich bringt, 

und denen sich zwei Beiträge in dieser Ausgabe widmen.

An den Beginn dieses Infobriefs stellen wir allerdings die Analyse des lange 

erwarteten Vorschlags der EU-Kommission zu einem Lieferkettengesetz, das 

von Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen Organisationen jahrelang 

gefordert worden war. Auch in dieser Ausgabe thematisieren zwei Beiträge 

unterschiedliche EU-Vorhaben zur Bewältigung der Klimakatastrophe: diese 

sind einerseits der geplante EU-Klimazoll (CO2-Grenzausgleichsmechanis-

mus) und andererseits ein neues Paket zur Förderung der Kreislaufwirtschaft. 

Darüber hinaus erfahren Sie, was die EU-Kommission Österreich im Rah-

men der wirtschaftspolitischen Steuerung empfiehlt. Im Mittelpunkt eines 

weiteren Beitrags steht der Wahlmarathon in Europa, der die politische 

Landschaft auf EU-Ebene wesentlich beeinflusst. Zwei Buchbesprechun-

gen runden diesen Infobrief ab: während die erste die Hintergründe des wirt-

schaftlichen Aufstiegs Chinas nachzeichnet, beschäftigt sich die zweite mit 

der umkämpften EU-Arbeitspolitik in der Eurokrise. 

Wir wünschen eine inspirierende Lektüre!

Die Redaktion

infobrief
eu & international

imprEssum: 
Herausgeberin und Medieninhaberin Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien, 1040 Wien, Prinz Eugen Strasse 20-22,  
Telefon +43 1 501 650  · Offenlegung gem § 25 des Mediengesetzes siehe wien.arbeiterkammer.at/offenlegung · Zulassungsnummer 
AK Wien 02Z34648 M · Redaktion Frank Ey, Monika Feigl-Heihs, Miriam Frauenlob, Lukas Oberndorfer, Oliver Prausmüller, Norbert 
Templ, Valentin Wedl, Julia Wegerer · Grafik Julia Stern · Verlags- und Herstellungsort Wien · Erscheinungsweise 4 Mal jährlich · ISSN 
2409-028X · Blattlinie Die Meinungen der AutorInnen · Kostenlose Bestellung unter http://wien.arbeiterkammer.at/euinfobrief

schreiben sie uns ihre meinung, Wünsche, Anregungen und Kritik an eu@akwien.at 

inhalt

Am start: das Eu-lieferkettengesetz 
Der Weg bis zum Ziel wird  
lang und steinig 2

russlands Krieg 
Das Ende der Globalisierung,  
wie wir sie kennen 10

Krieg in der ukraine  
Globalisierung am Scheideweg? 15

Eu Co2-Grenzausgleichsmechanismus  
Praktisches Neuland  
und rechtliche Fallstricke 19

mehr Nachhaltigkeit im Konsum  
Haltbarkeit und Reparierbarkeit  
im Fokus 24

Europäisches semester 2022 
Licht und Schatten  31

Wahlmarathon in Europa 
Radikale Änderung der politischen 
Landschaft auf EU-Ebene während 
der letzten zehn Jahre 36 

Buchbesprechung  
How China Escaped  
Shock Therapy 43

Buchbesprechung 
Neue Europäische Arbeitspolitik 45

BESTELLEN!

Unter 
https://wien.arbeiterkammer.at/
Newsletter.html  

können Sie den EU-Infobrief 
kostenlos bestellen.

infobrief eu & international:  
EUROPA UND INTERNATIONALES IN KRITISCHER 
UND SOZIALER PERSPEKTIVE 

Der EU­Infobrief erscheint 4x jährlich im digitalen  
Format und liefert eine kritische Analyse der Entwick­
lungen auf europäischer und internationaler Ebene. 
Die Zeitschrift der Abteilung EU & Internationales der  
AK-Wien fokussiert dabei Themen an der Schnitt stelle 
von Politik, Recht und Ökonomie. Anspruch ist nicht  
nur die Prozesse in den europäischen Institutionen zu  
beschreiben, sondern auch Ansätze zur Überwindung 
des Neoliberalismus zu entwickeln. Kurze Artikel infor-
mieren in prägnanter Form über aktuelle Themen.  
Langbeiträge geben den Raum für grundlegende Analy-
sen, Buchbesprechungen bieten eine kritische Übersicht 
einschlägiger Publikationen.

https://wien.arbeiterkammer.at/Newsletter.html

